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CH-3003 Bern, KMU-Forum 

Vorlage zum Bundesbeschluss über die Finanzierung von Rüstungsausgaben der    

Armee durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Unsere ausserparlamentarische Kommission hat die Aufgabe, im Rahmen von Vernehmlas-

sungen aus Sicht der KMU Stellung zu nehmen sowie Vereinfachungen und alternative Rege-

lungen vorzuschlagen1. Anlässlich ihrer Sitzung vom 23. April 2026 hat sich unsere ausser-

parlamentarische Kommission mit der Vorlage zum Bundesbeschluss über die Finanzierung 

von Rüstungsausgaben der Armee durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer befasst. Wir be-

danken uns für die Gelegenheit, im Rahmen der laufenden Konsultation Stellung nehmen zu 

dürfen. 

 

Der Bundesbeschlussentwurf sieht vor, die zusätzlichen Ausgaben für die Rüstung der Armee 

durch eine Erhöhung der verschiedenen Mehrwertsteuersätze ab 2028 für einen Zeitraum von 

zehn Jahren zu finanzieren. Schätzungen zufolge dürfte die vorgeschlagene Mehrwertsteuer-

erhöhung Mehreinnahmen in Höhe von 31 Milliarden Franken einbringen, die in einen neu 

geschaffenen Fonds fliessen sollen. Von diesen 31 Milliarden Franken sind 28 Milliarden Fran-

ken für Rüstungsbeschaffungen der Armee und 3 Milliarden Franken für sicherheitsrelevante 

Ausgaben ausserhalb der Armee vorgesehen. 

 

Die Mehrheit unserer Kommissionsmitglieder lehnt die Vorlage ab. Denn auch wenn die 

Notwendigkeit, die Armee angesichts der sich weltweit verschlechternden Sicherheitslage zu 

modernisieren und zu stärken, nicht in Frage gestellt wird, so kritisiert die Mehrheit unserer 

Kommissionsmitglieder die vorgeschlagene Finanzierungsmethode. 

 

Seit der Einführung der Mehrwertsteuer im Jahr 1995 wurden die Mehrwertsteuersätze in den 

letzten Jahren bereits mehrmals zu unterschiedlichen Zwecken erhöht. Zudem ist parallel zur 

 

1 Siehe: Artikel 9 der Verordnung über die Koordination der Politik des Bundes zugunsten der kleinen und mittle-
ren Unternehmen (VKP-KMU / SR 172.091). 
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im Rahmen dieses Bundesbeschlusses vorgeschlagenen Erhöhung der Mehrwertsteuer, wie 

auch auf Seite 17 des erläuternden Berichts erwähnt, eine weitere Erhöhung vorgesehen, um 

die Finanzierung der 13. AHV-Rente sicherzustellen, nachdem die Volksinitiative «Für ein bes-

seres Leben im Alter (Initiative für eine 13. AHV-Rente)» durch Volk und Stände am 3. März 

2024 angenommen wurde. 

 

Da die Mehrwertsteuer vom Verbraucher getragen wird, bedeutet jede Erhöhung der Mehr-

wertsteuer zusätzliche Kosten für die Haushalte in der Schweiz und damit einen Rückgang der 

Kaufkraft, was insbesondere die finanziell schwächsten Haushalte trifft. Eine Erhöhung der 

Mehrwertsteuer schwächt somit die Binnennachfrage und trifft daher insbesondere KMU, die 

stark davon abhängig sind. Die Mehrheit der Kommissionsmitglieder ist daher der An-

sicht, dass die zusätzlichen Ausgaben der Armee durch Einsparungen in anderen Be-

reichen des Bundes finanziert werden sollten anstatt durch eine Mehrwertsteuererhö-

hung. 

 

Ein Mitglied unserer Kommission ist der Ansicht, dass ein Kompromiss, der einerseits eine 

moderatere Erhöhung der Mehrwertsteuer und andererseits Ausgabenkürzungen in anderen 

Bereichen vorsieht, angemessener wäre. 

 

Wir hoffen, dass unsere Empfehlungen berücksichtigt werden und stehen Ihnen für allfällige 

Fragen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

 

 

 

Dr. Alfred Betschart 

Mitglied des KMU-Forums  

 

 


